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1 Einleitung 

Die Beseitigung des im Zuge der Umstrukturierung der Wirtschaft  aufgetretenen Ungleich-

gewichts auf dem ostdeutschen Arbeitsmarkt ist derzeit eines der drängendsten Probleme der 

Wirtschaftspolitik in Deutschland. Die Lebensbedingungen, gemessen am Einkommens- und 

Konsumniveau der Menschen in Ost- und Westdeutschland, beginnen sich infolge der massiven 

Finanztransfers  von West- nadi Ostdeutschland langsam anzunähern, auch wenn die Kluft nach 

wie vor groß bleibt. Der Arbeitsmarkt in Ostdeutschland jedöch erlebte binnen weniger Monate 

nach der Wirtschafte-,  WährungS- und Sozialunion einen starken Einbruch. Das Ungleichgewicht 

ist weder im Umfang der Beschäftigungsprobleme, noch in der Art der daraus resultierenden 

Arbeitslosigkeit mit den Unterbeschäftigungsphasen der Bundesrepublik in den siebziger und in 

den achtziger Jahren vergleichbar. Die Arbeitslosigkeit in Ostdeutschland läßt sich nicht mit  den 

von der Arbeitsmarktökonomik üblicherweise verwei l ten Kategorien wie konjunktureller, 

struktureller und/oder fraktioneller  Arbeitslosigkeit erfassen. 

Die fundamentale Wettbewerbsschwäche der Wirtschaft  der DDR, die sich mit der Einführung 

einer marktwirtschaftlichen  Ordnung offenbarte,  ist die zentrale Ursache für die gegenwärtigen 

Probleme auf dem Arbeitsmarkt. Hinzu kam die Währungsunion zu einem Wechselkurs von einer 

DM zu einer Mark der DDR, die die Wettbewerbsschwäche nicht ausglich, sondern vergrößerte, 

da ein Umstellungskurs von 1:1 implizit einem Aufwertungsschock von 300 vH gleichkam1. Die 

enormen Lohnsteigerungen haben darüber hinaus seit der Währungsunion die relative Wett-

bewerbsposition der Unternehmen weiter verschlechtert. Aber selbst in Bereichen, die weniger 

oder nicht dem internationalen Wettbewerb ausgesetzt sind und damit einem geringeren Kosten-

druck unterliegen, können die Anbieter von Waren und Dienstleistungen die Nachfrage noch 

nicht vollständig bedienen. 

Die Probleme auf den ostdeutschen Arbeitsmärkten haben ihre Ursache weniger in einer zu 

geringen Nachfrage. Die reale inländische Güterverwendung ist in Ostdeutschland kontinuierlich 

gestiegen. Im Jahr 1991 überstieg sie die gesamtwirtschaftliche Produktion um fast 100 vH. Im 

*Für eine ausführliche Analyse der wirtschaftlichen Vereinigung Deutschlands vergleiche: 
Sinn, Gerlinde und Hans-Werner Sinn, Kaltstart. Volkswirtschaftliche Aspekte der deutschen Vereinigung, 
Tübingen 1991. 
Flassbeck, Heiner und Wolfgang Scheremet, Wirtschaftliche Aspekte der deutschen Vereinigung. In: Jesse, 
Eckhard und Armin Mitter, (Hrsg.), Die Gestaltung der deutschen Einheit, Schriftenreihe der Bundeszen-
trale für politische Bildung, Band 308. 
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Vergleich dazu lag die inländische Güterverwendung in Westdeutschland etwa 3 vH unter der 

gesamtwirtschaftlichen Produktion. Die Unterbeschäftigung i l t damit auf ein gravierendes 

Angebotsproblem zurückzuführen,  das durch den Zusammenbrach der traditionellen Absatz-

märkte in Osteuropa zusätzlich erschwert wird. 

Um langfristig auch in Osfdeutschland das gesamtwirtschaftliche Ziel eines höhen BöSchäftlgUfigs-

standes zu erreichen, ist daher eine umfassende Umstrukturierung déï Wirfediaft  lind der Aufbau 

eines produktiven Kapitalstocks notwendig. Der Aufbau solcher Produktiönsstriikturen innerhalb 

nur weniger Jahre wäre aber schön wegen langer Pröjektierungs- bzw. Durchführungsphasen  nicht 

möglich, selbst wenn daS dafür notwendige Kapital schnell genug mobilisiert werden könnte. 

Darüber hinaus sind die infrastrukturellen  und administrativen Voraussetzungen für einen zügigen 

Aufbau neuer Produktionsstätten noch nicht in ausreichendem Maße vorhanden. 

Aufgrund des Umfangs des wirtschaftlichen Einbruchs und der zeitlichen Perspektiven für den 

Umstrukturierungsprozeß kommt der aktiven Arbeitsmarktpolitik in Ostdeutschland eine besonde-

re Bedeutung zu. Die aktive Arbeitsmarktpolitik hat zum einen die Aufgabe, den Umstrukturie-

rungsprozeß und die damit verbundene Unterbeschäftigung sozialpolitisch abzufedern. Dabei 

handelt es sich um eine Aufgabe, deren Wichtigkeit angesichts eines Beschäftigungsrückganges 

von rund 40 vH innerhalb von zwei Jahren nicht vernachlässigt werden darf.  Darüber hinaus ist 

wegen der zeitlichen Dimension der Probleme auf dem ostdeutschen Arbeitsmarkt zu befürchten, 

daß Sekundäreffekte  der unvermeidbaren Arbeitslosigkeit, wie die Abschreibung von Hum-

ankapital oder allgemeine Beeinträchtigungen der Arbeitsfähigkeit,  an Gewicht gewinnen und so 

den Aufbau der ostdeutschen Wirtschaft  behindern, falls der Übergangsprozeß nicht durch 

Maßnahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik begleitet wird. Die aktive Arbeitsmarktpolitik hat 

also - wie in Westdeutschland - erstens eine nicht unerhebliche sozialpolitische Komponente und 

zweitens die Aufgabe, das Arbeitsangebot zu stärken, indem sie das Humankapital des Arbeits-

kräftepotentials erhält bzw. durch Qualifizierungsmaßnahmen erhöht. 

Die Schwäche der Angebotsseite auf den Gütermärkten und die damit einhergehende geringe 

Arbeitskräftenachfrage  ergibt jedoch für die aktive Arbeitsmarktpolitik in Ostdeutschland eine 

andere quantitative und qualitative Dimension als in den alten Bundesländern. Es ist daher zu 

diskutieren , ob die Maßnahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik nicht nur eine Verkrustung des 

Arbeitsmarktes verhindern können, indem sie den Teilnehmern eine Übergangsmöglichkeit in 

Beschäftigungsverhältnisse eröffnen,  sondern ob sie auch dazu beitragen können, die Voraus-
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Setzungen für die Bereitstellung eines Angebots von Arbeitsplätzen am "ersten Arbeitsmarkt" zu 

verbessern, d.h. die Arbeitsnachfrage  zu unterstützen. Dies erscheint um so dringender, solange 

eine den Transformationsprozeß  unterstützende Struktur- und Regionalpölitik noch nicht wirken 

kann. 
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